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Einleitung
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Wirtschaftlichkeitsprüfung 

12.12.2018

Basis Finanzhaushaltgesetz (FHG) (gesetzlicher Auftrag):

§8: Vorprüfung von Vorlagen auf finanzielle Auswirkungen 

• Das zuständige Departement überprüft zuhanden des Regierungsrates die 
Vorlagen für Verfassungsänderungen, Gesetze, Beschlüsse und Verträge vor 
der Beschlussfassung durch den Regierungsrat oder den Grossen Rat auf 
ihre finanzielle und wirtschaftliche Tragweite.

• Es hat darauf zu achten, dass die Grundsätze der Haushaltführung 
eingehalten sind. 

§3: Grundsätze der Haushaltsführung:

• Die Haushaltführung richtet sich nach den Grundsätzen der Gesetz-
mässigkeit, des Haushaltgleichgewichts, der Notwendigkeit, Tragbarkeit und 
Dringlichkeit, der Wirtschaftlichkeit, der Verursacherfinanzierung, der 
Vorteilsabgeltung und der ordnungsgemässen Rechnungslegung.
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Wirtschaftlichkeitsprüfung 

12.12.2018

Basis Finanzhaushaltgesetz (FHG) (gesetzlicher Auftrag):

§5: Wirtschaftlichkeit
• Für jedes Vorhaben ist die wirtschaftlich günstigste Lösung mit dem besten 

Verhältnis zwischen Kosten und Nutzen zu wählen.
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Wirtschaftlichkeitsprüfung 

12.12.2018

Die Prüfung soll sicherstellen, dass dem Regierungsrat (und anschliessend

allenfalls dem Grossen Rat) Vorlagen unterbreitet werden, welche alle

finanziellen und wirtschaftlichen Belange enthalten und die finanzrechtlichen 

Bestimmungen sowie die Rechnungslegungsstandards gemäss Handbuch für 

Rechnungslegung einhalten. Der Regierungsrat und allenfalls der Grosse Rat 

sollen aus der Vorlage alle entscheidungsrelevanten Aspekte transparent 

und nachvollziehbar entnehmen können. Das gilt neben den finanziellen 

Aspekten auch für die Umschreibung der Leistungen. Die Vorlage soll klar 

und plausibel Fragen beantworten wie:
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Wirtschaftlichkeitsprüfung 

12.12.2018

• Was erhalten die Basler Steuerzahler für welches Geld und mit welchen 
allfälligen finanziellen Auswirkungen ist in der Zukunft zu rechnen 
(Folgekosten zu Lasten der Erfolgs- und der Investitionsrechnung)?

• Welches sind die allfälligen Risiken und Chancen?

• Welche Alternativen existieren bzw. wurden geprüft und aus welchen 
Gründen verworfen?
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Wirtschaftlichkeitsprüfung 

12.12.2018

Zuständig für die § 8-Prüfung ist das Finanzdepartement (§ 4 Abs. 2 FHV). 

Ausnahmen können vom Regierungsrat beschlossen werden. Die Sach-

kompetenz und Verantwortung für ein Geschäft bleiben beim 

Fachdepartement. Die Prüfung durch das Finanzdepartement bedeutet keine 

Verschiebung der Sachverantwortung. Das Fachdepartement ist verantwortlich 

für die Korrektheit und Vollständigkeit der Berechnungen. Die Prüfung 

präjudiziert nicht die politische Wertung durch die Vorsteherin bzw. den 

Vorsteher des Finanzdepartements.
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Wirtschaftlichkeitsprüfung 

12.12.2018

Der Vorprüfung auf finanzielle und wirtschaftliche Tragweite unterliegen Berichte 

zur Ausgabenbewilligung durch den Regierungsrat und Grossen Rat, Gesetze, 

Verordnungen, Verträge, Tarife, Leitbilder und Berichte betreffend 

Reorganisationen und Planungen sowie andere Vorlagen, die finanzielle Folgen 

auslösen können.
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Prozessablauf Staatsbeiträge
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Prüfung §8 FHG – erster Teil
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Allgemeines (1)

12.12.2018

� Die § 8-Prüfung erfolgt für alle Staatsbeiträge über 50'000 Franken jährlich

� Die § 8-Prüfung wird in zwei Schritten durchgeführt:

1. Schritt: Im Rahmen der Verhandlungsermächtigung

2. Schritt: Im Rahmen der Vertragsgenehmigung

� Bei Anträgen mit neuen oder höheren Staatsbeiträgen gelten die 
Terminvorgaben analog den gesamtkantonalen Budgetvorgaben            
(Ende März/Anfang April)

� Bei Anträgen auf gleichbleibende oder tiefere Staatsbeiträgen sind diese 
Terminvorgaben nicht zwingend einzuhalten
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Allgemeines (2)

12.12.2018

� Eine Traktandierung von Verhandlungsermächtigung und 
Vertragsgenehmigung im Regierungsrat darf erst nach Abschluss 
der Prüfung § 8 FHG stattfinden

� Im Rahmen der Prüfung § 8 FHG wird auch die Plausibilität geprüft

� Dauer der Prüfung § 8 FHG: i.d.R. innert 30 Tagen

� Die für den Bereich Staatsbeiträge gültigen Ausgabenkompetenzen sind im 
FHG bzw. in der VO-FHG geregelt und sehen wie folgt aus:
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Delegation der Ausgabenkompetenzen (§ 25 VO-FHG)

 Neue Ausgabe Gebundene Ausgabe 

rechtliche Grundlage 
Voraussetzung 

definitives Budget, also durch Grosser Rat bewilligtes Budget 

Betrag ≤ 300'000 > 300'000 – 1'500’000 > 1'500’000 Einmalige Ausgaben 
≤ 300’000 

Einmalige Ausgaben 
> 300’000 

Wiederkehrende 
Ausgaben, 

betragsunabhängig 

Zuständigkeit 
GR/RR 

RR 
(Delegation teilweise 

möglich) 
GR GR oder 

Volk bei Referendum  
RR 

(Delegation möglich) RR RR 
(Delegation möglich) 

Bericht an GR - Ausgabenbericht von 
RR an GR 

Ratschlag von RR an 
GR - - - 

Betrag < 200'000 
≤ 50’000* 

 200’000-
300’000 

> 50’000* 

Einmalige Ausgaben 
< 300’000 
≤ 50’000* 

Einmalige Ausgaben 
> 300’000 
> 50’000* 

Wiederkehrende 
Ausgaben, 

betragsunabhängig 

Zuständigkeit 
RR/Dep. Dep. RR 

Antrag an GR Antrag an GR 

Dep. RR Dep.  

Bericht an RR kein 
Bericht 

Bericht an 
RR Mantelbericht an RR Mantelbericht an RR kein Bericht Bericht an RR kein Bericht 

Zuständigkeit 
Dep./Dst. 

Delegation 
an Dst. 
möglich 

Entscheid
vorbereitu
ng durch 

Dst. 

Entscheidvorbereitung 
Dst. 

Entscheidvorbereitung 
Dst. 

Delegation an Dst. 
möglich 

Entscheidvorbereitung 
Dst. 

Delegation an Dst. 
möglich 

 
* Staatsbeiträge bis jährlich 50'000 Franken können – wenn sie neu oder gebunden sind – vom Regierungsrat an die Departemente bzw. an die Dienststellen delegiert werden. 
Neue einmalige Planungs- und Projektierungsausgaben für Hochbauvorhaben bis 50'000 Franken können vom Regierungsrat an die Departemente bzw. an die Dienststellen 
delegiert werden. 
 

Grosser Rat zuständig Stn FKom
für Vorhaben >300‘000 Franken

Verordnung zum Finanzhaushaltgesetz
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Höhe des beantragten Beitrags Finanzrechtliche Qualifikation Zuständigkeit

≤ 50‘000 Franken pro Jahr 
(max. 200‘000 Gesamtsumme)

gebunden / neu Departemente

Jahresbeträge > 50‘000 Franken und einer 
Gesamtsumme ≤ 300‘000 Franken.

gebunden / neu Regierungsrat

> 300‘000 Franken Gesamtsumme gebunden Regierungsrat

neu Grosser Rat

Über 1.5 Mio. Franken Gesamtsumme gebunden Regierungsrat

neu Grosser Rat / 
Fak. Referendum

§ 25 VO-FHG



1 Eine Ausgabe ist neu, wenn bezüglich ihrer Vornahme oder deren Modalitäten, 
insbesondere der Höhe des Zeitpunktes, eine verhältnismässig grosse
Handlungsfreiheit besteht.
2 Eine Ausgabe ist gebunden, wenn sie nicht neu im Sinne von Abs. 1 ist.
3 Im Zweifelsfall ist eine Ausgabe als neu zu betrachten.

„Nach der Rechtssprechung des Bundes gelten Ausgaben dann als gebunden und damit als nicht referendumspflichtig, 
wenn sie durch einen Rechtssatz prinzipiell und dem Umfange nach vorgeschrieben oder zur Erfüllung der gesetzlich 
geordneten Verwaltungsaufgaben unbedingt erforderlich sind. Gebunden ist eine Aufgabe ferner, wenn anzunehmen ist, 
die Stimmberechtigten hätten mit einem vorausgehenden Grunderlass auch die aus ihm folgenden Aufwendungen 
gebilligt, falls ein entsprechendes Bedürfnis voraussehbar war oder falls es gleichgültig ist, welche Sachmittel zur 
Erfüllung der vom Gemeinwesen mit dem Grunderlass übernommenen Aufgaben gewählt werden. Es kann aber selbst 
dann, wenn das „ob“ weitgehend durch den Grunderlass präjudiziert ist, das „wie“ wichtig genug sein, um die Mitsprache 
des Volkes zu rechtfertigen. Immer dann, wenn der entscheidenden Behörde in Bezug auf den Umfang der Ausgabe, 
den Zeitpunkt ihrer Vornahme oder andere Modalitäten eine verhältnismässig grosse Handlungsfreiheit zusteht, ist eine 
neue Ausgabe anzunehmen.“

Finanzhaushaltgesetz
Neue und gebundene Ausgaben (§ 25 FHG)
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– Fall 1: Weiterführung  eines Beitrages ohne Beitragserhöhung 
(oder einer Beitragssenkung)

– Fall 2: Weiterführung eines Beitrages mit Beitragserhöhung

– Fall 3: neuer Staatsbeitrag

3 Falltypen der Prüfung § 8 FHG 
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Falltypen der  Prüfung § 8 FHG
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Fall 1: ohne 
Beitragserhöhung

Prüfung der 
Zweckmässigkeit 

und der 
Notwendigkeit der 

Weiterführung

Keine fest 
terminierten 
Vorgaben

Fall 2: mit 
Beitragserhöhung

Gründe und 
vermutete Wirkung 

der Erhöhung

Einreichung 
zeitgleich mit dem 
Vorgabenbericht

Fall 3: Neuer 
Staatsbeitrag

Notwendigkeit des 
neuen 

Staatsbeitrags 
(Kosten, Nutzen)

Einreichung 
zeitgleich mit dem 
Vorgabenbericht



Fragen bei der Prüfung im Sinne eines roten Fadens 
Fall 1: ohne Beitragserhöhung
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Prüfung der Zweckmässigkeit und Notwendigkeit

-

Prüfung der Zweckmässigkeit und Notwendigkeit
- Sind die Voraussetzungen zur Gewährung eines Staatsbeitrages gemäss §
3 und § 4 des Staatsbeitragsgesetzes (weiterhin) gegeben?
- Sind die Ziele für die nächste Beitragsperiode präzise formuliert 
(gewünschte Ergebnisse, Nutzung von Chancen)? Wie werden sie gemessen 
und überwacht?
- Sind heute die wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Rahmenbedingungen noch gleich wie bei der Einführung des 
Staatsbeitrages?
- Entspricht das Angebot der unterstützten Trägerschaft (immer noch) einem 
Bedarf (Entwicklung der Nachfrage)?
- Ist der Staatsbeitrag infolge einer (guten) wirtschaftlichen Lage des 
Antragsstellers überhaupt notwendig?

Leitfragen zu finanziellen Basisinformationen
- Wie ist die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Empfängers 
einzuschätzen (Eigenkapital, höher ausgewiesener Rücklagen etc.)
- Sind die Kosten ganzheitlich erfasst?



Voraussetzungen zur Gewährung: 
§ 3 und § 4 Staatsbeitragsgesetz
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§ 3. Finanzhilfe 
Die Gewährung von Finanzhilfen setzt voraus, dass 
a) ein öffentliches Interesse an der erbrachten Leistung besteht; 
b) die Leistung ohne die Finanzhilfe nicht hinreichend erbracht werden kann; 
c) von den Gesuchstellenden eine ihnen zumutbare Eigenleistung erbracht wird und sie 
die übrigen Finanzierungsmöglichkeiten nutzen; 
d) für eine sachgerechte und kostengünstige Leistungserbringung gesorgt wird. 

§ 4. Abgeltung 
Die Gewährung von Abgeltungen setzt voraus, dass 
a) eine genügende Rechtsgrundlage für die Übertragung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Aufgabe vorhanden ist; 
b) für eine sachgerechte und kostengünstige Aufgabenerfüllung gesorgt wird. 



Fall 2: mit Beitragserhöhung

Zusätzlich zu analogen Fragen gemäss Fall 1 werden die Gründe und die (vermuteten) Wirkungen der Erhöhung 
des Staatsbeitrages untersucht 
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Gründe und vermutete Wirkung der Erhöhung
- Sind die Summe und die einzelnen Bestandteile der Erhöhung im 
Vergleich zu den bisher ausgerichteten Beiträgen nachvollziehbar 
offen gelegt?
- Sind die Gründe für die Erhöhung transparent ausgewiesen? 
- Besteht Handlungsspielraum? 
- Welchen Zusatznutzen kann mit der Erhöhung erzielt werden?



Fall 3: neuer Staatsbeitrag

Bei einem neuen Staatsbeitrag sollen vertiefte Abklärungen zum Kosten-Nutzen-Verhältnis unternommen 
werden. Die Fragen von Fall 1 kommen sinngemäss zur Anwendung  
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Notwendigkeit des neuen Staatsbeitrages 
(Kosten, Nutzen)
- Sind die geplanten Leistungen detailliert ausgewiesen 
(Art, Menge, Zeit pro Leistungseinheit etc.)
- Wurden Aussagen zu den geplanten Wirkungen gemacht?
- Welche Auswirkungen sind zu erwarten, wenn der Staatsbeitrag 
nicht gewährt wird (Notwendigkeit)?
- Wurden für die Kosten-Nutzen-Betrachtungen Benchmarks 
beigezogen?   



Unterlagen Verhandlungsermächtigung 
zur Prüfung nach § 8 FHG
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- Statuten der Trägerschaft, Leitbild, Strategien

- Rechnungsabschluss der Organisation des letzten Jahres

- Kosten- und Leistungsrechnung 

- Jahresbericht der Organisation

- Revisionsbericht

- Budget- und Planzahlen

- Investitionsplanung

- Leistungszahlen zu den vom Kanton mitfinanzierten Leistungen

- Entwicklung des Personalaufwands 
(inkl. Anteil des Personalaufwands am Gesamtaufwand)

- Weitere vereinbarte Unterlagen



Prüfung § 8 FHG – zweiter Teil                            

12.12.2018 |  24



Für alle drei Falltypen
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Einhaltung Vorgaben der Verhandlungsermächtigung 
Berücksichtigung neuer Rahmenbedingungen und 

Informationen
Offene Punkte aus der Verhandlungsermächtigung

Prüfung Vertrag 

Rechtzeitige Einreichung mit Blick auf die 
Zuständigkeit Regierungsrat bzw. den Grossen Rat 

vor dem Eingang von Verpflichtungen


